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§ 1 Zugang zu Schuldnerberatungsdiensten 

 

Die Länder stellen sicher, dass Verbrauchern, die Schwierigkeiten bei der 
Erfüllung ihrer finanziellen Verpflichtungen haben oder haben könnten, 

unabhängige Schuldnerberatungsdienste zur Verfügung stehen. 

§ 1 Zugang zu Schuldnerberatungsstellen 

 

(1) Verbraucher, die Schwierigkeiten bei der Erfüllung ihrer finanziellen 
Verpflichtungen haben oder bei denen solche Schwierigkeiten zu erwarten 

sind, haben Zugang zu Schuldnerberatungsstellen unter Berücksichtigung der 

bestehenden Beratungsstellen, die in § 3 des 

Überschuldungsstatistikgesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3083), 

das durch Artikel 3 Absatz 3 des Gesetzes vom 22. November 2020 (BGBl. S. 

2466) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, genannt sind. 

 

(2) Das Nähere, insbesondere zur Organisation, zu den Anforderungen und 

zur Anerkennung der Schuldnerberatungsstellen kann durch Landesrecht 

geregelt werden. 
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§ 2 Schuldnerberatungsdienst 

Schuldnerberatungsdienst im Sinne dieses Gesetzes ist die individuelle 

fachliche, rechtliche oder psychologische Unterstützung von Verbrauchern, 

die Schwierigkeiten bei der Erfüllung ihrer finanziellen Verpflichtungen 

haben oder haben könnten. § 3 des Rechtsdienstleistungsgesetzes bleibt 

unberührt. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Schuldnerberatung im Sinne dieses Gesetzes ist eine unabhängige und 

individuelle Unterstützung von Verbrauchern. Die Unterstützung kann 

fachlicher, rechtlicher oder psychologischer Art sein. 

(2) Die in § 3 des Überschuldungsstatistikgesetzes genannten 

Beratungsstellen bieten professionelle Schuldnerberatung gemäß Absatz 1 

an. 

(3) Schuldnerberatung im Sinne dieses Gesetzes ist nicht die Beratung 

1. durch einen Kreditgeber oder Kreditvermittler im Sinne des Artikels 3 

Nummer 2 und 12 der Richtlinie (EU) 2023/2225 oder 

2. durch einen Kreditkäufer oder Kreditdienstleister im Sinne des Artikels 

3 Nummer 6 und 8 der Richtlinie (EU) 2021/2167. 

(4) § 3 des Rechtsdienstleistungsgesetzes vom 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 

2840), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. März 2023 (BGBl. I 

Nr. 64) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, bleibt 

unberührt. 

§ 3 Grundsatz der Kostenfreiheit 

(1) Die Schuldnerberatungsdienste sollen Verbrauchern kostenlos angeboten 

werden. In besonders begründeten Ausnahmefällen können 

Schuldnerberatungsdienste abweichend von Satz 1 höchstens gegen ein 

begrenztes Entgelt angeboten werden. Dieses Entgelt darf maximal die 

Betriebskosten des Anbieters für den Schuldnerberatungsdienst decken und 

darf keine unangemessene Belastung für die Verbraucher darstellen. 

(2) Verbraucher sind rechtzeitig vor Inanspruchnahme eines 

Schuldnerberatungsdienstes auf ein gegebenenfalls zu entrichtendes Entgelt 

und dessen Höhe hinzuweisen. 

§ 3 Entgelte 

(1) Die Schuldnerberatungsstellen können für ihre jeweilige Beratung 

Entgelte erheben; diese dürfen keine unangemessene Belastung für 

Verbraucher darstellen und nicht der Gewinnerzielung dienen. 

(2) Schuldnerberatungsstellen weisen Verbraucher rechtzeitig vor ihrer 

Inanspruchnahme auf gegebenenfalls zu entrichtende Entgelte und ihre 

Höhe hin. 
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§ 4 Anforderungen an Anbieter von Schuldnerberatungsdiensten 

(1) Schuldnerberatungsdienste nach § 2 darf nur erbringen, wer unabhängiger professioneller 

Anbieter ist. 

(2) Professionelle Anbieter sind solche Anbieter, die über ausreichende fachliche Kenntnisse 

sowie Wissen und Sachverstand in der Erbringung von Schuldnerberatungsdiensten nach § 2 

verfügen. 

(3) Eine Unabhängigkeit ist insbesondere dann nicht gegeben, wenn es sich um folgende 

Arten von Anbietern handelt: 

1. einen Kreditgeber oder einen Kreditvermittler im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 

beziehungsweise 12 der Richtlinie (EU) 2023/2225 in der Fassung vom 18. Oktober 2023, 

2. einen Kreditkäufer oder einen Kreditdienstleister im Sinne des Artikels 3 Nummer 6 

beziehungsweise 8 der Richtlinie (EU) 2021/2167 in der Fassung vom 24. November 2021, 

3. einen Anbieter, der auch zu Kredit-, Finanz- oder Versicherungsdienstleistungen, 

Dienstleistungen, die der Vermögensverwertung des Verbrauchers dienen, oder zu 

ähnlichen Dienstleistungen gewerblich berät oder diese erbringt oder vermittelt, oder 

4. einen Anbieter, bei dem ein anderer als einer der in den Nummern 1 bis 3 genannten 

Interessenkonflikte vorliegt. 

(4) Unabhängige professionelle Anbieter von Schuldnerberatungsdiensten sind insbesondere 

Einrichtungen in der Trägerschaft von 

1. Wohlfahrtsverbänden, Verbraucherzentralen, kreisfreien Städten, Landkreisen oder 

Gemeinden, 

2. eingetragenen Vereinen, die Mitglied in einem Wohlfahrts- oder Verbraucherverband 

sind, oder 

3. sonstigen juristischen Personen des privaten Rechts oder Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, die ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige oder mildtätige 

Zwecke verfolgen und bei denen kein Interessenkonflikt im Sinne des Absatzes 1 vorliegt. 

[ gestrichen; vgl. aber § 2 Abs. 3 ] 
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§ 5 Berichtspflichten 

(1) Die Länder berichten jeweils dem Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz bis zum 10. Oktober 2026 und danach jährlich bis zum 10. 

Oktober schriftlich über die Zahl der verfügbaren Einrichtungen für 

Schuldnerberatungsdienste nach § 1. Die Angaben sind zum Stand 31. Juli 

des Berichtsjahres zu ermitteln.  

(2) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz erstattet 

der Europäischen Kommission bis zum 20. November 2026 und danach 

jährlich bis zum 20. November Bericht über die Zahl der verfügbaren 

Einrichtungen für Schuldnerberatungsdienste nach § 1. 

§ 4 Berichtspflichten 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz erstattet der 

Europäischen Kommission bis zum 20. November 2026 und danach 

jährlich bis zum 20. November Bericht über die verfügbaren 

Schuldnerberatungsstellen im Sinne dieses Gesetzes.  

 

 § 5 Evaluation 

Die tatsächlichen und finanziellen Auswirkungen dieses Gesetzes werden 
1 Jahr nach Vorlage des Berichts der Europäischen Kommission nach 

Artikel 36 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2023/2225 durch das 

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz evaluiert. 

§ 6 Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 20. November 2026 in Kraft. 

§ 5 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

§ 6 Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 20. November 2026 in 

Kraft. § 4 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 

 


